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Tagesordnungspunkt:

Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das Land Nordrhein-Westfalen wegen 
einer fehlenden Kostenfolgeregelung im Ausführungsgesetz zum BTHG NRW

Kenntnisnahme:

Der Bericht über die Einlegung einer Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen wegen einer fehlenden Kostenfolgeregelung im Ausführungsgesetz 
zum BTHG NRW wird gemäß Vorlage 14/3610 zur Kenntnis genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten: keine

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

L i m b a c h
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Zusammenfassung: 

Der Landtag von NRW hat am 21.07.2018 das Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-

Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (AG-BTHG NRW) beschlossen. 

Mit diesem Ausführungsgesetz werden erstmals die Träger der Eingliederungshilfe in NRW 

bestimmt.  

Artikel 78 Abs. 3 der Landesverfassung NRW regelt, dass die Gemeinden und 

Gemeindeverbände vom Land nur dann zur Übernahme und Durchführung neuer 

Aufgaben verpflichtet werden dürfen, wenn dabei gleichzeitig Bestimmungen über die 

Deckung der Kosten getroffen werden. 

Durch das AG-BTHG NRW werden den Landschaftsverbänden sowie den Kreisen und 

kreisfreien Städten mit der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes teilweise neue 

Aufgaben übertragen. Eine Regelung zur Kostenfolge enthält das AG-BTHG NRW 

gleichwohl nicht. Die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes ist jedoch nach hiesiger 

Einschätzung mit erheblichen Mehrkosten verbunden. Die jährliche Mehrbelastung konnte 

nach den derzeitig vorliegenden Erkenntnissen für den LVR auf 134,9 Mio. Euro beziffert 

werden. 

Die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe, die Städte Dortmund und Essen 

sowie die Kreise Ennepe-Ruhr-Kreis und Rhein-Sieg-Kreis haben sich daher entschieden, 

zur Wahrung möglicher Ansprüche auf Konnexität eine Kommunalverfassungsbeschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof NRW zu erheben. Hierbei werden die Kreise und kreisfreien 

Städte vom Landkreistag und Städtetag NRW unterstützt. 

Die fristgerecht erhobene Kommunalverfassungsbeschwerde wird mit dieser Vorlage zur 

Kenntnis gegeben. 
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Begründung zur Vorlage Nr. 14/3610:

Das Land Nordrhein-Westfalen hat am 21.07.2018 das Ausführungsgesetz des Landes 

Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (AG-BTHG NRW) 

beschlossen.  

Mit diesem Ausführungsgesetz werden erstmals die Träger der Eingliederungshilfe 

bestimmt. Danach werden die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe im 

Wesentlichen zu Trägern der Eingliederungshilfe.  

Ausnahme hiervon bilden die Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche, die in der Herkunftsfamilie leben und ihre erste allgemeine Schulausbildung 

noch nicht abgeschlossen haben. Hier werden die Kreise und kreisfreien Städte als Träger 

der Eingliederungshilfe bestimmt. Lediglich für die Leistungen für Kinder und Jugendliche  

in stationären Wohnformen, die Hilfen in Pflegefamilien sowie die 

Eingliederungshilfeleistungen in Kindertagesstätten, in der Kindertagespflege sowie für 

die Leistungen der Frühförderung werden ebenfalls die Landschaftsverbände Träger der 

Eingliederungshilfe. 

Den Trägern der Eingliederungshilfe werden durch das AG-BTHG NRW mit der Umsetzung 

des Bundesteilhabgesetzes teilweise neue bzw. erweiterte Aufgaben übertragen. 

Artikel 78 Abs. 3 der Landesverfassung NRW regelt, dass das Land die Gemeinden oder 

Gemeindeverbände durch Gesetz oder Rechtsverordnung zur Übernahme und 

Durchführung bestimmter öffentlicher Aufgaben verpflichten kann, wenn dabei 

gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten getroffen werden. Führt die 

Übertragung neuer oder die Veränderung bestehender und übertragbarer Aufgaben zu 

einer wesentlichen Belastung der davon betroffenen Gemeinden oder 

Gemeindeverbände, ist dafür durch Gesetz oder Rechtsverordnung aufgrund einer 

Kostenfolgeabschätzung ein entsprechender finanzieller Ausgleich durch das Land NRW 

für die entstehenden notwendigen, durchschnittlichen Aufwendungen zu schaffen. Dieser 

Aufwendungsersatz soll pauschaliert geleistet werden.  

Die Landesregierung von NRW hat in der Begründung zum Gesetzesentwurf des AG-

BTHG NRW (Landtags-Drucksache 17/1414) ausgeführt, dass nach derzeitigem Stand 

das Gesetz bei den betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbänden nicht zu einer 

wesentlichen Belastung im Sinne des Konnexitätsausführungsgesetzes führe. Insofern 

hat das Land NRW auf eine Kostenfolgeregelung im AG-BTHG NRW verzichtet.  

Mit Blick auf die Kostenevaluation des Bundes nach Artikel 25 BTHG hat das Land NRW in 

Artikel 8 des AG-BTHG NRW lediglich festgelegt, bis einschließlich 2028 zu überprüfen, ob 

die Aufgabenübertragung zu einer wesentlichen Belastung im Sinne des 

Konnexitätsausführungsgesetzes führt, ohne jedoch eine sich hieraus möglicherweise 

ergebende Kostenfolge zu regeln. 

Die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe kommen bereits jetzt zu der 

Einschätzung, dass die Einführung des Bundesteilhabegesetzes mit wesentlichen 

finanziellen Mehrbelastungen verbunden ist. Die jährliche Mehrbelastung konnte nach 

den derzeit vorliegenden Erkenntnissen für den Landschaftsverband Rheinland auf 134,9 

Mio. Euro und für den Landschaftsverband Westfalen-Lippe auf 184,4 Mio. Euro beziffert 

werden.  
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Auch bei den Städten und Kreisen sind nach jetzigem Kenntnisstand unmittelbare 

Belastungen nicht auszuschließen. Zudem werden die Städte und Kreise durch die 

Landschaftsverbandsumlage als direkte Refinanzierungsfolge wesentlich finanziell 

belastet. 

Da das Land NRW eine Regelung zu einem finanziellen Ausgleich nicht vorgenommen hat, 

ist es zur Sicherung möglicher Konnexitätsansprüche aus dem AG-BTHG NRW notwendig, 

innerhalb eines Jahres nach Verabschiedung des Gesetzes, Verfassungsbeschwerde beim 

Verfassungsgerichtshof NRW einzulegen. 

Zur Wahrung dieser Ansprüche hat die Anwaltskanzlei Cornelius, Bartenbach, Haesemann 

& Partner, bevollmächtigt durch die Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe, 

die Städte Dortmund und Essen sowie die Kreise Ennepe-Ruhr-Kreis und Rhein-Sieg-

Kreis, am 02.08.2019 fristgerecht beim Verfassungsgerichtshof NRW 

Kommunalverfassungsbeschwerde erhoben. 

Die Beschwerdeschrift ist in der Anlage beigefügt. 

In Vertretung  

L e w a n d r o w s k i 
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